
VERBAND SCHWEIZERISCHER KUNDENMUELLER

R E F E R E N T E N F U E H R E R

zur Volksabstimmung vom 8./9. Juni 1985 

betreffend

Bundesbeschluss vom 14. Dezember 1984 über die Aufhebung der Unterstützung 

für die Selbstversorgung mit Brotgetreide

Verfassungsgrundlage und Getreidegesetzgebung

Beim Selbstversorgungsgetreide handelt es sich um Getreide, das der Produ­

zent im eigenen Haushalt oder Betrieb zurückbehält und verwertet. Es ist Be­

standteil einer Reserve, für die dem Bund keine Aufwendungen für Uebernahme, 

Lagerung und Verwertung erwachsen.

Gestützt auf Art. 23 bis der Bundesverfassung unterstützt der Bund die 

Selbstversorgung mit Brotgetreide unter besonderer Berücksichtigung der Ge­

birgsgegenden. Gestützt auf diesen Verfassungsauftrag, hat der Bundesrat in 

seiner Botschaft an der Bundesversammlung betreffend die Brotgetreideversor­

gung des Landes vom 16. Juni 1958 erneut (und seither wiederholt) die allge­

meine Bedeutung der Selbstversorgungspflicht hervorgehoben. Es wird in der 

Botschaft unter anderem darauf hingewiesen, dass alles Getreide, das der 

Produzent im eigenen Betrieb zurückbehalte, Bestandteil der Landesreserve 

sei, für die vom Bund keine Aufwendungen für Manipulation und Lagerung ge­

macht werden müssten. Diese Lagerhaltung sei zudem von Bedeutung für die 

Erhaltung der dezentralisierten Kundenmüllerei. Es wird dort festgestellt, 

dass ohne die Selbstversorgungspflicht dieses Gewerbe zum Verschwinden ver­

urteilt sei, "was schon deshalb unerwünscht wäre, weil bei der Zerstörung 

einzelner grösserer Mühlen im Kriegsfall die vielen Kundenmühlen eine wert­

volle Verarbeitungsreserve darstellen".



Erst im Zusammenhang mit der letzten finanzpolitisch bedingten Revision der 

Brotgetreideordnung im Jahre 1980 hat die Bundesverwaltung ihre ursprüng­

liche Absicht, die Selbstversorgungspflicht generell aufzuheben, fallen ge­

lassen. Mit anderen Organisationen, die sich im Rahmen dieser Gesetzesre­

vision für die Erhaltung der Selbstversorgungspflicht eingesetzt haben, 

schreibt der Schweizerische Bauernverband in seiner Vernehmlassung vom 15. 

September 1980 (sinngemäss zusammengefasst):

- Aus den Stellungnahmen aller landwirtschaftlichen Kantonalorganisationen 

ging ein grosses Verständnis für die Selbstversorgung hervor. ...

- An der Sitzung unseres leitenden Ausschusses vom 20.8.1980 ergab sich eine 

deutliche Mehrheit für die Beibehaltung der Selbstversorgungspflicht. ...

- Aus dem Mosaik der Massnahmen unserer krisen- und kriegswirtschaftlichen 

Landesvorsorge können nicht einzelne Steine herausgebrochen werden, wie es 

die Aufhebung der Selbstversorgungspflicht und der definitive Niedergang 

der Kündenmüllerei bedeuten würden. ...
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Die eidgenössischen Räte haben nun in einem neuen Anlauf durch Mehrheitsbe­

schluss am 14. Dezember 1984 der Abschaffung der Mahllohnreduktion für 

selbstversorgende Brotgetreideproduzenten und der Aufhebung der Selbstver­

sorgungspflicht in Verfassung und Gesetz zugestimmt. Auf die namentlich vom 

Bundesrat vorgebrachten Argumente soll kurz eingegangen werden:

1. Handelt es sich um eine Bagatellsubvention?

Sowohl vom Pult des Bundesrates wie in der Presse wurde hervorgehoben, 

dass die Ausrichtung einer "Bagatellsubvention" bei Verwaltungskosten von 

Fr. 600'000.—  unverhältnismässig sei. Diese Aussage ist in mehrfacher



Hinsicht falsch und unsachlich:

- Es ist keine "Bagatellsubvention" für Produzenten, selbst wenn diese 

tatsächlich je einzeln - mindestens solche im Talgebiet - nicht sehr 

viel erhalten. Es ist eine billige Entschädigung für die private 

Erfüllung einer öffentlichen Pflicht: der Selbstversorgung mit dem 

selbst produzierten Getreide.

- Die Bundeskasse fährt dank dieser "Bagatel1 subvention" besser oder mit 

anderen Worten, diese "Bagatellsubvention" hilft dem Bund sparen (vgl. 

Ziffer 2 hienach), weil das zurückbehaltene Selbstversorgergetreide vom 

Bund nicht teuer bezahlt werden muss.

- Oie gleichzeitig mit den Erhebungen in der Kundenmüllerei gewonnen sta­

tistischen Werte müssen von der Getreideverwaltung in jedem Falle, also 

auch bei Abschaffung der Mahllohnreduktion, erhoben werden. Es ent­

stehen auch ohne Selbstversorgung Verwaltungskosten.

- Die Verwaltung glaubt, bei Aufhebung der Mahllohnreduktion und der 

Selbstversorgungspflicht bloss zwei Stellen einsparen zu können. Der 

effektive Minderaufwand in der Verwaltung dürfte somit höchstens bei 

ca. Fr. 150'000.—  liegen. Die Mehrkosten sind wesentlich höher (vgl. 

Ziffer 2).

- 3 -

Die gerne als "Bagatellsubvention" bezeichnete Bundeshilfe ist in Tat und 

Wahrheit ein System, das dem Bund Lager- und Uebernahmekosten spart, die 

Versorgungslage des Landes ständig hoch hält und durch die dezentralen Mahl- 

einrichtungen eine Vielzahl von Mahlkapazitäten für Krisenzeiten offen hält. 

Die "Subvention" ist eine Sparmassnahme.



Entlastung der Bundeskasse?

Sowohl von der Getreideverwaltung wie von unserem Verband wurde mehrfach 

darauf hingewiesen, dass durch die Abschaffung der Selbstversorgungs­

pflicht und die Aufhebung der Mahllohnreduktion keine Einsparung erzielt 

werden kann. Die Verwaltung schreibt in einem internen Bericht:

"Beim Selbstversorgergetreide handelt es sich um Getreide, das der Pro­
duzent im eigenen Haushalt oder Betrieb zurückbehält und verwertet. Es 
ist Bestandteil einer Reserve, für die dem Bund keine Aufwendungen für 
Uebernahme, Lagerung und Verwertung erwachsen. ..." (S. 2).

"Mit dem Wegfall der Selbstversorgungspflicht würden ferner dem Bund 
zwangsläufig ca. 15*000 Tonnen mehr Brotgetreide abgeliefert. Diese Mehr­
ablieferungen müssten vom Bund eventuell über den Futtersektor verwertet 
werden. Die Aufwendungen hiefür liegen bei rund Fr. 40.—  je 100 kg, wäh­
rend die Mahllohnreduktion heute nur Fr. 10.—  je 100 kg ausmacht. Die 
Abschaffung der Selbstversorgungspflicht würde sich nicht als Sparmass- 
nahme erweisen. ..." (S. 4).

Teure Sparmassnahme!

a) Mehrbelastung des Bundes

Mit der Aufhebung der Mahllohnreduktion und der Selbstversorgungs­

pflicht wird an den Bund mehr Getreide abgeliefert werden, weil der 

Produzent nichts mehr für sich zurückbehält. Dies wird zu finanziellen 

Mehraufwendungen von ca. 2,4 Mio. Franken pro Jahr führen (Einzelhei­

ten betr. finanzielle Mehraufwendungen vgl. Anhang 1).

(Die Eidg. Getreideverwaltung schätzt, dass sie beispielsweise aus der 

Ernte 1984 560'000 Tonnen Inlandgetreide übernehmen muss. Der Absatz 

an die Handelsmühlen beträgt 340'000 bis 350'000 Tonnen. Bei Normal­

ernten (ohne Auswuchs) rechnet die Eidg. Getreideverwaltung mit Ue- 

berschüssen von ca. 60'000 Tonnen jährlich.)



b) Mehrbelastung des Konsumenten

Der vorstehenden Argumentation könnte entgegengehalten werden, der 

Bund gelange mit dem Mahlweizenimport in den Genuss von zusätzlichen 

Zolleinnahmen. Diese Zolleinnahmen werden jedoch durch die zusätz­

lichen Einkaufs- und Lagerkosten des zusätzlichen Inlandgetreides mehr 

als aufgehoben (Berechnung vgl. Anhang 11).

Diese zusätzlichen Kosten in der Höhe von ca. Fr. 650'000.—  werden 

auf den Konsumenten überwälzt.

Trotzdem zahlt der Bund pro Jahr selber noch ca. Fr. 2,4 Mio. mehr 

(vgl. Lit. a).

Die Abschaffung der Mahllohnreduktion bringt anstatt einer Einspai ut.y für 

Bund und Konsumenten beachtliche Mehrkosten.
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4. Beratungen im Parlament

a) Beratung 1981

Im Jahre 1981 wurde - nicht zuletzt wegen der klaren Haltung der Kan­

tone im Vernehmlassungsverfahren - an der Selbstversorgungspflicht 

festgehalten und anstelle der früheren Mahlprämien die Mahllohnreduk­

tion eingeführt. Im Ständerat ist ein Antrag auf Streichung der 

Selbstversorgungspflicht mit 22 zu 8 Stimmen abgelehnt worden. In der 

nationalrätlichen Kommission unterlag ein gleicher Antrag mit 11 zu 2 

Stimmen. Vor allem genossenschaftlich orientierte Grossverteiler und 

Mühlen haben ein Interesse daran, ihren Grossbetrieben das zukünftig 

über den Handel zur Vermahlung gelangende Getreide zu sichern und das



dezentralisierte Kundenmühlensystem aufzugeben. 60 % des Selbstver­

sorgungsgetreides - bei einer Noramlernte von 400'000 Tonnen Brotge­

treide ca. 20'000 Tonnen oder 5 % - wird in reinen Kundenmühlen ver­

mahlen, die in ihrer dezentralen Organisation und der wesentlich grös­

seren Vermahlungskapazität ein nicht unwesentliches Versorgungspoten­

tial darstellen.

b) Beratungen 1984

Nur drei Jahre später kommt das gleiche Parlament und der gleiche 

Bundesrat zu einer anderen Schlussfolgerung, obwohl sich die wirt­

schaftliche Situation in der Zwischenzeit keineswegs geändert hat. Die 

Verwaltung, die in ihrem internen Bericht (vgl. Zitat in Ziffer 2) von 

einer Abschaffung der Selbstversorgung warnt, wird überstimmt und das 

Parlament beschliesst trotz mahnenden Gegenanträgen in beiden Kammern 

mehrheitlich eine Abschaffung der Selbstversorgungspflicht.

Ist man in diesen drei Jahren gescheiter geworden?

Weil im Rahmen der Sparmassnahmen die meisten Verbände andere und 

heissere Eisen im Feuer haben, verhallen Gegenargumente mehrheitlich 

ungehört. Der neue Departementsvorsteher will seinen Plan, die Selbst­

versorgungspflicht abzuschaffen, um jeden Preis durchsetzen.

Zum Glück hat hier das Schweizervolk noch etwas mitzureden!

Schlussfolgerungen

a. Die Verfassungsänderung bringt Mehrausgaben von jährlich rund 2 bis
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2,4 Mio. Franken. Die Konsumenten müssten zusätzlich ebenfalls ca.

Fr. 650'000.—  mehr aufbringen.

b. Das Land verliert eine grosse Menge dezentralisiert und gratis ge­

lagerten Brotgetreides sowie mehrere Hundert Mahleinrichtungen, die in 

Krisenzeiten eine mehrfach ausnützbare Vermahlungskapazität darstellen 

könnten.

c. Der Getreideproduzent verliert die Bindung an sein eigenes Getreide, 

was für die Anbauqualität kaum von Vorteil sein dürfte.

d. Das Schweizervolk hat seinerzeit mit Ueberlegung die Selbstversor­

gungspflicht der Produzenten verlangt, ln der Zwischenzeit hat sich 

nichts geändert, das eine Abschaffung rechtfertigen würde.

e. Bei der Mahllohnreduktion geht es nicht um eine "Bagatellsubvention" 

im eigentlichen Rechtssinn. Eine Subvention würde für eine freiwillig 

zu erbringende Leistung erbracht. Die Selbstversorgung ist aber eine 

Pflicht und beruht gestützt auf den Verfassungsauftrag nicht auf Frei­

willigkeit.

f. Nicht unbeachtlich ist schliesslich die wirtschaftliche Bedeutung des 

Systems der Selbstversorgung für die Berggebiete, wo durch dieses 

System ein wesentlicher Beitrag zur Erhaltung des Getreideanbaus ge­

leistet wird. Die Mahllohnvergünstigungen betragen in den Bergzonen 1 

und II das vier- bis siebenfache an denjenigen für Bauernbetriebe im 

Talgebiet. Sie hilft, im Berggebiet die Ackerfläche offen zu halten, 

womit für die Krisenzeiten eine Bereitschaft zum Mehranbau von Brot­

getreide erstellt wird.
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Alles in allem eine teure Sparübung - sie kostet mehr als das bisherige 

System!

Am 8./9. Juni 1985 beim Bundesbeschluss über die Aufhebung der 

Selbstversorgungspflicht: N E I N .

VERBAND SCHWEIZERISCHER KUNDENMUELLER

Lyss, Mai 1985

Anhang I Mehrbelastung des Bundes

Anhang II Mehrbelastung des Konsumenten 

Anhang 111 Artikel der Schweizer Handelsbörse

Anhang IV Neuauflage einer Zwängerei
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ANHANG I

Mehrbelastung des Bundes

Mit der Aufhebung der Mahllohnreduktion und der Selbstversorgungspflicht 
wird an den Bund mehr Getreide abgeliefert werden, was im einzelnen zu 
folgenden finanziellen Mehraufwendungen führen wird:

aa) Ca. 35 % der Selbstversorgung de­
klassierten die Produzenten selbst, 
indem sie das Getreide zu Futterzwecken 
verarbeiten liessen. Mit der Aufhebung 
der Mahllohnreduktion und der Selbstver­
sorgungspflicht werden die Produzenten 
dieses Getreide an den Bund abliefern (fi­
nanziell für den Produzenten interessanter!)

Der Bund muss nun die Deklassierung selbst und 
zu seinen Lasten vornehmen.

Produzentenpreis Inlandweizen 11 
Uebernahme-, Lager- und Fracht­
kosten des Bundes 
Selbstkostenpreis des Bundes

./. Abgabepreis für Futterweizen 
1) der GGF Fr. 70.—

Deklassierungsverlust per 100 kg Fr. 43.—

Die gesamte Selbstversorungs- 
menge beträgt 200'000 q

35 % von 200'000 q Selbstver­
sorgungsgetreide = 70'000 q x Fr. 43.—  Fr. 3 ’010'000-—

1) ohne Deklassierungskosten 
GGF (Denaturieren etc.), die 
mir nicht bekannt sind.

ab) Anstatt sich selbst zu versorgen, 
wird der grösste Teil der Produ­
zenten (Annahme 2/3) Handelsmehl 
oder Brot zukaufen. Diese Tendenz 
würde noch gefördert, weil viele 
Kundenmühlen schliessen würden.
Da dieses Mehl und Brot 
20 % Auslandgetreide enthält, 
muss der Bund nochmals zusätz­
liches Getreide deklassieren. 
Diese Massnahme verursacht fol­
gende Kosten:

Fr. 103.—

Fr. 10.—  
Fr. 113.—

Lieber t r a g Fr. 3 ' 010'000.-
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Uebertrag Fr. 3*010*000.--

Selbstversorgungsmenge 200'000 q
./. Selbstversorgungsgetreide
zu Futterzwecken verwertet
(Punkt aa) 70*000 q
Selbstversorgungsmenge zu
Backmehl verarbeitet 130'000 q

Davon werden neu mindestens 
2/3 an den Bund abgeliefert 87'000 q

20 % davon werden gemäss gelten­
der Getreideordnung durch Aus­
landgetreide ersetzt 17'400 q à 
Fr. 43.— Fr, 748*200.—

ac) Durch diese zusätzliche Deklassierung können 
17'400 q weniger Futtergetreide importiert 
werden, der Bund geht diesen Zolleinnahmen 
verlustig
Kosten: 17'400 q x Fr. 32.—  Fr. 556*800.—

Belastung des Bundes durch Aufheben der Mahl-
lohnreduktion + SV-Pflicht Fr. 4*315*000.—

Mehrbelastung des Bundes
Aufheben der Mahllohnreduktion - Fr. 1*914*800.—
Belastung des Bundes wegen der zusätzlichen Ge-
treidedeklassierun + Fr. 4*315*000.—

Mehrbelastung Fr. 2*400*200.-



ANHANG II

Mehrbelastung des Konsumenten
Der vorstehenden Argumentation könnte 
entgegengehalten werden, der Bund gelange 
mit dem Mahlweizenimport in den Genuss von

zusätzlichen Zolleinnahmen.
Diese Zolleinnahmen werden jedoch 

wie die nachstehende Rechnung zeigt, durch 
die zusätzlichen Einkaufs- und Lagerkosten 
des zusätzlichen Inlandgetreides mehr als 
aufgehoben.

Zusätzliche Zolleinnahmen zur Verfügung der 
Brotverbilligung 20 % Auslandgetreide von 
1301000 q = q à Fr. 25.—

Einkaufs-, Lager- und Frachtkosten 
1 30 1 000 q à Fr. 10.—
Mehrbelastung der Konsumenten

Diese Kosten belasten die Bundeskasse nicht; 
sie werden an den Konsumenten überwälzt.



SCHWEIZER HANDELS-BOERSE von Freitag, 9. März 1984

Sparübung des Bundes 
zum Nachteil der Kundenmüllerei

Soll das Volk tcegen 2,4 Mio. Fr. an die Urnen ?

ANHANG III

Die Sparpolitik des Bundes treib t  so n d e rb a re  Blü­
ten. So wird in dem  vom Bundesra t  v o r  kurzem  v e ra b ­
schiedeten S p a rm assn ah m en p ak e t  1984 (A nsch luss­
p ro g ram m  r a r  linearen Beitragskürzung) w ieder  a u f  
d ie A b sc h a f fu n g  der M ahllohnreduktion  f ü r  Selbstver- 
sorzi’rg e fe id e  in Höhe  von 2,4 Mio. Fr. zu rückgegr if ­
fen, von der  m an  halte an n eh m en  d ü rfen ,  dass  sie seit 
de r  ersten d a rü b er  entfachten  A u se in an d erse tzu n g  in 
d e r  \ \  intersession 1982 der  e idgenössischen R äte  bes­
serer Et-.sicht zugänglich geworden  wäre.  Die ganze 
A n w e s e n h e i t  ist n'ämlich nicht  n u r  d e r  ger ingen  
H ö h e  des Betrages wegen von fragw ürd igem  Spar-  
eft’ekt.  sondern  s'ie stellt auch  eine Z u m u tu n g  an  den  
S tim m bürger  dar .  der letztlich sich dazu  zu äussern  
hätte ,  weil die Unterstü tzung der  Se lbs tversorgung  ei­
nen verfassungsmässigen Auftrag  an  den  Bund d a r ­
stellt ur.d der Abbau  der Se lbstversorgervergünstigung 
in Form  der  M ahl lohnreduk t ion  eine  Ä nderung  der 
Bundesverfassung  (Art. 23b“  Abs. 2) e r fo rde rn  würde. 
U n d  dieser Urnengang  würde Volk und  S tän d en  zuge­
mutet.  obschon  sie erst am 30. N o v e m b er  1980, also 
vor nur etwas m ehr als drei Jah ren ,  zu e iner Änderung  
i/i l gleichen Ver/assungsartikels au lge rufen  waren,  als 
es um die Ermöglichung des A bbaues  der  Brotsubven- 
tton ging. Die «Schweizerische H andels -Z e itung»  
schrieb am 5. Mai 1983, als ers tm als  die S p a rü b u n g  
mit den A ufw endungen  für die M a h l lo h n red u k t io n  
zur Diskussion s tand :  « U b e r  eine  lächerlichere  Ver­
fassungsänderung musste das  Volk seit M enschenge-  | 
denken  nicht mehr abs t im m en.»  M an schiesse mit 
K anonen  au f  Spatzen, hiess es do rt ,  u n d  nach  wie vor 
s ind  wir der  M einung, dass ein so lcher Abs tim m ungs-  
Icerlauf nur  als Sparz*ängerei m it verfehltem  Z iel- 
objekt bezeichnet werden kann.

M ü li le n p o l i t i s c h e r  E r n s t f a l l

N ach  de r  Volksabst im m ung vom  30. N o v e m b er  
19S0 über  e ine  Ä nd e ru n g  des G e tre idea r t ike ls  der 
Bundesverfassung  u n d  der ansch liessenden  Gesetzes- 
re'-ision durf te  m an  davon  ausgehen ,  dass  die Brotge- 
treidcordr.ung nun wieder a u f  D auer ein solides Funda­
m ent e rhalten  habe, an dem  nicht schon  nach  kurzer 
Zeit w ieder gerüttelt  würde. M an k o n n te  auch  guten 
G la u b en s  sein, dass die Lastenverteilung zwischen  
B und und  B rotkonsum enten  du rch  die Z u s t im m u n g  
des Volkes zu e inem massiven, in de r  A bs tim m ungs­
k am p ag n e  deutl ich konkretisierten A b b au  d e r  Brot- 
S u b v e n t i o n  eine G enera lbere in igung  e rfah ren  habe. 
W enn  nun trotzdem au f  Um wegen  der  B und  weitere 
A ufw endungen  im Bereich d e r  B ro tge tre ideo rdnung  
ab«chü"e!n  will, wirft dies die Frage der G laubw ürdig­
keit der Bundespolitik  auf, e ine  Frage, d e r  Zweifel a u f  
dem  Fuss folgen, ob  nicht auch in and eren  Bereichen 
de r  verfassungsmässig und  gesetzlich abgestü tzten  G e ­
t re id eo rd n u n g  ein ähn licher  G es in n u n g sw an d e l  m ö g ­
lich » i r e .  Der Angriff  a u f  die G ru n d la g en  der  Kun- 
d e n n u ü e r e i  tru<s dah er  als m ühlenpolitischer E rnstfall 
anee>ehen werden, der nicht einfach als f inanzpo li t i ­
sche Bagatelle abgetan  werden kann.

U nbestre i tbar  entspricht  die Förderung der Selbst­
versorgung der  Produzen ten  von Brotgetreide  durch  
den Band dem erst vor wenigen Jah ren  wieder  a u s­
drücklich  manifestierten Willen des Volkes. Als G e ­
genstück dazu besteht für P roduzen ten ,  die dem  Bund 
T r.lar. Jze tre id e  abliefern wollen,  die im Getreidegesetz  
von  1981 erneu t  bestätigte Selbstversorgungspßuht. 
Seit dem I. Juli  1982 be trägt  die P t l ich tm enge  100 kg 
je im eigenen Betrieb versorgte Person, welches G e ­
tre ide  in e iner von der  G e tre id ev e rw a ltu n g  a n e r k a n n ­
ten Kur.denm ühle  v e rm ah len  w erd en  m uss,  gegen 
V ergütung einer M ah l lo h n red u k t io n  ( f rüher  M ah lp rä -  
mie). D e  M ah l lo h n red u k t io n  wird vom  B undesra t  so 
bemessen.  dass dem Selbstversorger das  aus eigenem  
M ehl he 'geste llte  Brot nicht teurer zu s tehen k o m m t a ls  
beim K a u f  in der  Bäckerei.  Die von d e r  K u n d en -  
rr.ühle gewährte  M a h l lo h n red u k t io n  wird  d ieser von 
d e r  E idgenössischen G e t re id ev e rw a ltu n g  z u rü ck e r ­
stattet. was p ro  Jah r  noch die in Rede  stehenden  2,4 
Mio. Fr. ausm acht.  Wie aus d ieser  Regelung  h e rv o r­
geht, stehen Selbstversor^ungsp/licht u n d  M ahllohnre­

duktion  in einem  engen Zusam m enhang , d e r  anlässlich 
de r  Revis ion des Getreidegesetzes im Ja h r  1981 vom 
Pa r lam en t  ausd rück l ich  a n e rk a n n t  w orden  ist. Wenn 
zw ar  in den  v e rgangenen  Jahrzehnten  die Selbstver­
sorgung  mit  Brotgetreide  an Bedeutung verloren hat,  
trägt die A u frech te rh a l tu n g  dieses Prinzips doch  u n ­
zweifelhaft  zur E rhaltung der K undenm üllerei bei, was 
angesichts  deren  dezen tra le r  Verteilung auch aus 
kriegswirtschaftl ichen G rü n d e n  wünschenswert  ist. 
V or a llem aus d iesen  Überlegungen hatte  sich der 
B undesra t  in d e r  Botschaft  zur Revision des G e tre ide ­
gesetzes vom 14. J a n u a r  1981 für die Beibehaltung der 
Selbstversorgungspfl ich t  ausgesprochen.

Seit e in iger Zeit neigt m an  nun im B undeshaus der 
Auffassung  zu, dass  es zur Aufrechterhal tung der 
Se lbstversorgungspfl icht  keiner R eduktion  des S tah l­
lohnes bedürfe  u n d  deswegen die Existenzgrundlage 
d e r  K u n d m ü h len  «grundsä tz l ich  nicht gefährde t»  sei. 
In den  Augen des F in anzdepar tem en ts  hat die M ah l­
lo h n red u k t io n  den  C h a rak te r  e iner K lem subvention. 
die je Bauernfam il ie  im Durchschnit t  kaum  50 Fr. 
ausm ache .  Die Produzen ten  seien deshalb  in der 
Lage, die M ah lkosten  voll zu übe rn eh m en ;  dies um so 
eher,  «als ihnen  im a llgemeinen recht gute G e tre ide ­
preise gew ährt  w e rden» .  Mit der  S tre ichung der 
M a h l lo h n re d u k t io n  k ö n n te  zudem eine gewisse Struk- 
turberei.nigur.g bei den  K le insubventionen  vollzogen 
w erd en ,  hiess es im Z u sa m m e n h an g  m it d en  Spar- 
m as sn a h m e n  im  April  1983.

Solches G e d a n k e n g u t  vermag nichts d a ran  zu ä n ­
dern ,  dass  du rch  die A ufhebung  der M ahllohnreduk-  
t ion bei gleichzeitiger Beibehaltung der Selbstversor­
gungspfl icht  de r  G rundsa tz der rechtsgleichen B ehand­
lung  bezüglich B ro tpreis  nicht mehr gesichert wäre. 
D en  G e t re id ep ro d u z en te n  käme das Brot aus eigenem 
G etre ide  teurer  zu s tehen als den übrigen K o n su m en ­
ten. D am it  wäre  a b er  ein Sachverhalt  geschaffen, der 
an die Z u m u tb a rk e i t  der  Selbstversorgungspflicht 
rüh r t  u n d  letztlich dazu  beitragen könnte,  dass so viel 
B rotgetreide wie überhaupt möglich dem B und  abgelie­
fert w ürde ,  dem es d a n n  überlassen wäre, in Jahren  
mit  ohn eh in  schon  grösser Brotgetreideemte allenfalls 
zusätzliche M engen m it einem  M ehraufw and als Futter- 
getreide  zu verwerten . Die  R echnung für den  Bund 
sähe so unzweife lhaf t  wenig vorteilhaft aus.

F in e  an dere  Lösung

Anstelle  e iner  fragwürdigen, mit grossem Auf­
w an d  v e rb u n d en en  staatsbürgerlichen Mobilisation J  
zur  A bs tim m ung  über  eine neue Revision des Getrei­
deartikels der  Bundesverfassung liesse sich eine a n ­
dere Losung  zu r  Entlastung der allgemeinen Bundes- : 
rechnung  den k en .  M an käm e zum angestrebten Ziel, 
wenn der  für die M ah l lohnreduktion  benötigte Betrag 
von jährl ich  2.4 Mio. Fr. der  Zollrückstellung  • Verbilli­
gung ton  B rotgetreide» belastet würde, die b e k an n t ­
lich ausschliess lich zur Herabsetzung der Verkaufs­
preise für das Inlar.dgetreide dient und aus den Er­
trägnissen geäufnet wird, welche dem über 3 Fr. hin- 
au sg ;h en d e n  Anteil  des Brotgetreidezolles von insge­
samt 28 hr. je IW  kg entstammen. Dazu wäre lediglich 
eine Ergänzung von Art. 21 Abs. 4’"  des Getreidegeset­
zes notwendig ,  wo die Verwendung der Zollertrags- 
rückstellung geregelt  ist. Bedenkt m an, dass bei Auf­
hebung  des Mahlkostenzuschusses für Selbstversor­
gergetreide  den Produzen ten  allenfalls a u f  dem Weg 
über  die H öhe der Ablieferungspreise fü r  Brotgetreide 
an  den Bund ein Entgegenkom m en  bewiesen werden 
müsste, das  sich auch in den  Verkaufspreisen an die 
H an d e lsm ü h len  n iederschlagen würde, so ist eine glo­
ba le  Abge l tung  a u f R echnung  der Zollrückstellung 
vorzuziehen.



ANHANG TV

N e u a u f la g e  e i n e r  Z w  ä n g t r e i  - -  *

D ie  ganze Frage der Aufhebung der U ahU ohn-
red u k iio n  für Selbstversorgergetreide w ir  — w ie cr- 
v*.5-hnt — schon bei der parlam entarischen B eratung  
d e s  B undesbudgets pro  1983 in der W in te rso sio n  1982 
der eid gen össischen  Räte aufgew orfen w orden , u n d  
rw ar durch die F iD tnzkom m ission des N a t io n a ls te s .  
D eren  Antrag auf Sperrung des K red itbe trages von 2,4  
M io . Fr. für die Finanzierung der M ahllohnreduktion  
w ar vom  Plenum  anfänglich gutgeh eisten , im DifTe- 
renzbereinigungsverfahren jed och  in Z ustim m ung  
rum  Sländerat, der sich dem  Antrag des B undesrates  
für d ie  2,4 M io. Fr. an geschlossen  La n e , w ieder rück­
g ä n g ig  gem acht w orden. Es b lieb  freilich  im Z u ­
sa m m en h an g  dam it beim  grundsätzlichen A u ftra g  an  
d en  B undesral zu prüfen, ob  eine d ie  Streichung der  
M a h llo h n  Vergünstigung für Selbstversorgergetreide  
erm öglich en d e Revision d es G etre idegeselies  an gezeigt  
w äre. ' •

Schon  bei der Orientierung ObeT d ieses Sesslonsg© - 
seb ä ft der Bundesversam m lung schrieben w ir, dass  
hier der parlam entarische SparwilJe a u f  A bw ege  gera­
ten  sei und dass der Streichungsantrag der F in a n r- 
k o m m issio n  des N ationalrates einen A ffron t g egen  d ie  
K undenm üU erei und d ie  M ühlenordnung a b  G an zes, 
w ie  sie  bisher wiederholt anerkannt und bestätigt w or­
den  ist, bedeute (vgl. N r. 49 der «Schw eizer H an d els-  
B ö rse»  vom  17. Dezem ber 1982). In der T al stipu liert 
A rt. 23bu BV einen klaren Verfassungsauftrag  zur U n ­

terstützung der Selbstversorgung, im b eson deren  aber  
zur Erhaltung des einheimischen M ü llerrigr^ erbes, 
w orun ter auch die K undenm üllerei a ls Z w eig  d ieses  
G ew erb es fällt. D ie  Erhaltung der K un denm üllerei  
lä sst sich aber dut durch d ie  im G etreidegesetz veran­
kerte  Sdbstversorgungspßich t für B rotgetreideprodu­
zen ten  gew ährleisten. D ie  V erpflichtung des B undes  
g em ä ss Art. 23bl* BV, für d ie  Erhaltung des e in h e im i­
sch en  M üllereigew erbes zu sorgen, sei im m er so  ver­
stan d en  w orden, erklärte B undesral Willi R itsch ard , 
V orsteher des Finanzdeparternents, am 30. N o v em b er  
1982 im  N ationalrat, dass «ein  m öglichst d ezen tra li­
siertes M üllereigew erbe» zu erhalten sei, a lso  auch d ie  
325 K undenm ühlen. A usserdem  w eisen  n och  135 
H andelsm ühlen Kundenrerm ahlungen  auf.

N u n  soll zwar nach der im  Sparprogram m  1983 
vorgeseh en en  A enderung der G etreideordnung d ie  
Selbsrversorgungspßicht nicht unbedingt aufgehoben  

, “ ’fr d e n ; m an will eigentlich mehr nur die fin a n z ie lle  
B eteiligu ng des Bundes an der V erm ahlung von  

i Selbstversorgergetreide abschafTen, w obei m an aber  
■ ofTenbar nicht davor zurüctschrecken w ürde, nach  
j n ich t einm al drei Jahren seit der V olksabstim m u ng  

v o m  30. N ovem b er 1980 über eine A enderung d es G e­
tre ideartikels  2J6“ der Bundesverfassung  und n ach  w e­
niger als einem  Jahr G eltungsdauer der neuen getrei­
degesetz lichen  Aenderung der M ahlpräm ienregelung  
für Selbstversorgergetreide bereits w ieder d ie
g a n ze  Stufenleiter einer neuen Revision d er G e tre id e ­
ordnung  in A n griff zu nehm en, um 2 ,4  M io. Fr. Er­
sparnisse zu erzielen. Ersparnisse aber, d ie  im  W ider­
spruch rum Prinzip der Rechtsgleichheit stehen w ü rd en , 
w eil der G rundsatz der rechtsgleichen B ehand lung  
verlangt, dass dem  Selbstversorger der g le ich e  B rot­
preis erm öglicht wird w ie den übrigen K on su m en ten , 
dass dem  zur Selbstversorgung verpflichteten Brotge­
treideproduzenten nicht ein teureres Brot zugem utet  
w erden  kann a ll dem Verbraucher, der sich sein  Brot 
im  Bäckerladen beschafft, wo M ehl zi^ e inem  tieferen  
M isch preii (In land- und Im portjetrcide) verarbeitet 
w erd en  kann. N ach A uffassung aller interessierten  
K reise gehören Selbstversorgungspflicht und M ahllohn- 
reduluion zusam m en. U n d  diesem  G rundsatz hat das ■ 
e id gen össisch e  Parlam ent erst im Jahr 1981 nach  
gründlicher Abklärung aller Aspekte bei der Beratung  
deT  revidierten G etreideordnung rugestim m L  Jetzl 
sch o n  wieder die ganze Arbeit von vorne begin n en  ru 
w o llen , mutet als N euauflage einer Z w in g e r n  an , die  
den  eidgenössischen  Räten fcxa der B uJgctbcrarung  
1-J83 schon genug L eerlauf  verursacht hat.



R E S O L U T I O N

Die Mehrheit des Parlementes beantragt dem Schweizervolk in einer Abstirmung 

an 8./9. Juni 1985, den in der Bundesverfassung niedergelegten Grundsatz der 

Selbstversorgungspflicht der Landwirte mit Brotgetreide aufzuheben.

Die Delegiertenversarmlung des Verbandes Schweizersicher Kundenmüller 

anerkennt, dass über Grundsätze unserer Bundesverfassung im Rahmen demo­

kratischer Auseinandersetzungen jederzeit diskutiert werden kann, Mit 

Enttäuschung und Befremden stellen wir aber fest, dass als Motiv für die 

Aufhebung der Selbstversorgungspflicht die Einsparung von Kosten angegeben 

wird. Effektiv trifft das Gegenteil zu!

Tatsache ist, dass die Bundeskasse durch die Aufhebung der Selbstversor­

gungspflicht der Produzenten mit Brotgetreide mit jährlich etwa 2 Millionen 

Franken mehr belastet wird als heute.

Tatsache ist, dass die Gründe für die Selbstversorgungspflicht heute noch 

die gleichen sind wie seinerzeit, als diese Pflicht in der Verfassung 

verankert wurde. Nach wie vor ist es im Landesinteresse, dezentrale 

Mahleinrichtungen und eine grosse Menge unentgeltlich gelagerten Getreides 

jederzeit bereitzuhalten.

Tatsache ist, dass noch 1981 im Parlament diese Grundsätze als korrekt 

angesehen wurden.

Tatsache ist, dass den Schweizerbürgern mit dem Hinweis, es gehe im die 

Abschaffung einer "Bagate11subvention" Sand in die Augen gestreut wird.

Wir hoffen, dass das Volk den Sparwillen erneut dokunentiert und empfehlen 

allen Bürgerinnen und Bürgern, den Bundesbeschluss über die Aufhebung der 

Unterstützung für die Selbstversorgung mit Brotgetreide vom 8./9. Juni 1985 
abzulehnen.

Wangen an der Aare, den 2. fiai 1985
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Kundenmüller 
gegen Existenzbedrohung

Z ur A b stim m u n g  ü b er  e in e  Ä n deru ng  
d e r  B u n d esv erfa ssu n g

In  e ine r  R esolution  wendet  sich der  Verband 
Schweizerischer Kundenm üller gegen die dem Schwei­
zervolk zur  A b s tim m ung  unterbreite te  Aufhebung  der 
Bundesbeiträge  an  die Selbstversorgung m it Brotge­
treide  durch  Stre ichung d e r  bisherigen Mahllohnre- 
duk tion ,  w ofü r  als B egründung  die E insparung  von 
Kosten  angegeben  wird. In Wirklichkeit  tr ifft jedoch  
d as  Gegenteil zu.

Tatsache  ist, heisst es in d e r  erwähnten  Resolution, 
dass  die B undeskasse  du rch  die A ufhebung der Selbst­
versorgungspfl icht  d e r  P roduzen ten  mit  Brotgetreide 
m it jährlich etw a 2 M io. Fr. mehr belastet  würde  als 
heute . Tatsache  sei auch, dass die G rü n d e  für die 
Se lbstversorgungspflicht heute  noch die gleichen seien 
wie seinerzeit, als diese  Pflicht in der  Verfassung ver­
anker t  wurde. N a ch  wie vor  liege es im Landesinteres­
se. dezentra le  M ahle in r ich tungen  u n d  eine grosse 
M enge  unentge l tl ich  gelagerten Getreides jederzeit 
bereitzuhalten.  Diese G ru n d sä tze  seien noch 1981 im 
e idgenössischen Pa r lam en t  als korrek t  angesehen 
worden.

Mit dem  Hinweis,  es gehe um die Abschaffung 
einer «B agate l lsubvention» ,  werde den Schweizer 
Bürgern S an d  in die Augen  gestreut.  D er  Verband der 
K u n d e n m ü h le n  empfiehlt  deshalb allen S tim m bür­
gern und  S t im m bürger innen ,  den Bundesbeschluss 
über  die A ufhebung  d e r  Unterstü tzung für die Selbst­
versorgung m it Brotgetreide  abzulehnen.


